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zugleich eine schriftliche Arbeit gefordert. Auch Tucholsky 
befaßte sich zunächst damit, entschloß sich dann jedoch zu 
anderem. Ursprünglich hatte er beabsichtigt, nach dem 
Studium die juristische Laufbahn einzuschlagen: „Ich mel­
dete mich zur Ablegung der ersten juristischen Prüfung in 
Berlin und wurde am 15. März 1913 zugelassen. Während ich 
mit der Abfassung der schriftlichen Arbeit beschäftigt war, 
wurde mir ein Angebot gemacht, in ein hiesiges Unterneh­
men — einen Zeitschriftenverlag — einzutreten. Ich glaubte, 
von diesem Anerbieten Gebrauch machen zu sollen und trat 
freiwillig, noch vor Abgabe der schriftlichen/Arbeit, von der 
Prüfung zurück. “11

Um aber seinen Studien einen förmlichen Abschluß zu 
geben, bemühte sich Tucholsky um die juristische Promotion. 
Als Ort wählte der in Berlin Ansässige die Universität Jena; 
mit Schreiben vom 2. August 1913 bat er dort um Zulassung 
zur Promotion. „Als Thema meiner Dissertation habe ich eine 
Frage gewählt, auf die ich bei den Studien zur Abfassung der 
Referendarsarbeit gestoßen bin und die mich wegen der 
wichtigen Streitfragen fesselte.“!2 Es ging in seiner Doktor­
arbeit um „Die Vormerkung aus § 1179 BGB und ihre Wir­
kungen“. Den die Schrift begutachtenden damaligen Dekan 
der Juristischen Fakultät, Heinrich Lehmann, f essölte 
Tucholskys Darstellung jedoch nicht so sehr, im Gegenteil: er 
wies sie ab. Zwar bescheinigte er in seinem Gutachten dem 
Doktoranden, ein schwieriges Thema gewählt zu haben, doch 
an dessen Abhandlung bemängelte er dann u. a. : „Der Ver­
fasser stellt die Lehre von der Vormerkung kurz in nicht 
immer einfacher und einwandfreier Sprache dar. Die 
Referata über die Literaturmeinungen entbehren zum Teil 
der Klarheit. Die Disposition ist nicht überall glücklich ... Vor 
allem aber fehlt der Arbeit die förderliche und eigene Note.“11 12 13 14 15 16 
Zusammenfassend begründete Lehmann die Abweisung vor 
allem damit, daß „die Dissertation nicht hinreichend wissen­
schaftlich beachtenswert ist“/1

Eine weitere fachliche Anleitung mußte und wollte 
Lehmann dem Auswärtigen Tucholsky nicht geben, worauf 
er ihn auch nachdrücklich hinwies. Die umgearbeitete Fassung 
seiner Dissertation (47 Seiten) zum selben Thema reichte 
Tucholsky arri 9. Juni 1914 wiederum in Jena ein. In einem 
neuerlichen Gutachten konstatierte Lehmann nunmehr: „Der 
Verfasser hält jetzt bei seiner Darstellung ein gewisses 
Niveau und beurteilt die Gestaltung' der Löschungsvormer- 
kung von einem freieren, über den bloßen Konstruktionen 
stehenden Standpunkt aus. Das verleiht seiner Abhandlung 
Wert, wenn sie auch ... neue Ergebnisse nicht bringt.“13 
Dennoch empfahl er ihre Annahme und schlug das Prädikat 
„cum laude“ vor. An Tucholskys mündlicher Doktorprüfung 
sollte als Mitglied der Prüfungskommission ursprünglich auch 
der seinerzeit in Jena lehrende Mitbegründer des deutschen 
Wirtschaftsrechts Hedemann teilnehmen, der dann aber ver­
hindert war. Im Ergebnis der am 19. November 1914 stattge­
fundenen Prüfung beschloß man, den Kandidaten Tucholsky 
„cum laude“ promovieren zu lassen.

Tucholsky und die Freirechtsschule

Warum der Berliner Kurt Tucholsky nicht die Juristische 
Fakultät seiner Heimatstadt, sondern die der Jenenser 
Universität als den Ort seiner Promotion wählte, läßt sich 
wohl nicht mehr genau ergründen. Mag sein, daß er die 
dortigen Anforderungen und Bedingungen als seinen mit der 
Dissertation verfolgten Absichten noch am ehesten entspre­
chend einschätzte.' Worin er sich jedoch erst einmal getäuscht 
hatte.

Womöglich aber spielte bei der Entscheidung für Jena 
noch ein anderes Moment eine Rolle: deren Juristische 
Fakultät galt zu jener Zeit als ein Zentrum der Freirechts­
schule. in Unter der Ägide vor allem von Danz, Deinhardt, 
Hedemann und eben Lehmann wandte sich die Jenenser 
Fakultät dieser seit Anfang des Jahrhunderts aufkommenden 
neuen Richtung spätbürgerlichen Rechtsdenkens als eine der 
ersten in Deutschland zu. Eine diesem Denken verpflichtete 
Haltung Lehmanns und die diesbezügliche Einflußnahme auf 
den Doktoranden Tucholsky ist allein schon den spärlichen 
Bemerkungen in seinen beiden Gutachten zu entnehmen. An 
der überarbeiteten Dissertation lobte er nicht bloß den nun­
mehr freieren, über den bloßen Konstruktionen stehenden 
Standpunkt ihres Verfassers; letztere bezeichnete er darin 
zugleich als hemmendes, den Blick verdunkelndes Gestrüpp, 
das es tunlichst zu beseitigen gilt.17 In Tucholskys Disserta­
tion findet sich dazu u. a. die folgende Äußerung: „Im 
wesentlichen soll für die Methodik dieser Arbeit das Geltung 
haben, was Lehmann einmal ausgesprochen hat: Wir müssen 
zunächst an das Wenige, was sich bei der grammatischen

Auslegung als sicherer Wille des-Gesetzes herausgestellt hat, 
anknüpfen und von da aus versuchen, durch vorsichtige 
teleologische Fragestellung die Entscheidung der zweifelhaf­
ten Punkte zu gewinnen, die ohne Verstoß gegen die latenten 
Werturteile des Gesetzes die vernünftigste und zweckmäßigste 
Lösung der in Betracht kommenden Interessenkonfiikte dar­
stellt. “is

Man kann wohl davon ausgehen, daß Tucholsky für die 
Überarbeitung seiner Dissertation von Lehmann noch dazu 
ermuntert worden war, Grundpositionen der Freirechtslehre, 
so beispielsweise im Hinblick auf die Gesetzesauslegung, 
stärker zu praktizieren. Tucholsky stand ihr jedoch bereits 
vor diesem Zeitpunkt, ja eigentlich schon bei Erarbeitung der 
ersten Fassung seiner Dissertation sehr nahe, so daß deren 
Einreichung ausgerechnet in Jena von daher kaum als ein 
Zufall angesehen werden'kann. Angezogen fühlte er sich 
dabei insbesondere von den Anschauungen des Rechtsanwalts 
Ernst Fuchs, dessen Name für das Programm der Freirechts­
schule stand.13 19 Fuchs- muß, nebefi Liszt, zu jenen Juristen 
gezählt werden, die Tucholsky z e i t l e b e n s  am nachhal­
tigsten in seinem Rechtsdenken beeinflußt haben. Bereits im 
August 1913 bekannte er sich in einem unter dem Pseudonym 
Ignaz Wrobel über „Das Recht in Goethes Faust“ in der 
damaligen „Schaubühne“ veröffentlichten Artikel zu diesem, 
indem er ihm den Beitrag widmete. Allerdings war darin 
fälschlicherweise von dem Freirechtler Emil Fuchs die Rede; 
ein Druckfehler nur, wie dann spätere, auch hinsichtlich des 
Vornamens eindeutige Äußerungen Tucholskys belegen.

Über Fuchs’ Arbeiten sei hier nur soviel gesagt, daß- sie 
in der Mehrzahl ausgemachte Streitschriften waren und als 
solche dann auch erheblichen Streit in der damaligen deut­
schen Rechtswissenschaft auslösten. Beispielsweise beschrieb 
Hedemann deren Wirkung 1911 in seiner Einführungsvorle­
sung mit den Worten, daß der Rechtsanwalt Ernst Fuchs den 
Juristen die Schuppen von den Augen gefegt habe, indem er 
sie darauf aufmerksam machte, mit leeren Denkformen wie 
Analogie und Umkehrschluß zu arbeiten, anstatt sich -der 
Gerechtigkeit und dem Verkehrsbedürfnis zu widmen.20 21 
Scharfe Attacken ritt Fuchs insbesondere gegen das BGB in 
seiner pure Begriffsjurisprudenz betreibenden, jede Ver­
ständlichkeit für den Laien fast unmöglich machenden und 
also volksfeindlichen Gestaltung.2! Und Fuchs redete nicht 
bloß, er suchte auch in die Tat umzusetzen, wofür er 
plädierte: gemeinsam mit Kohler wollte er einen Alternativ­
entwurf zum BGB erarbeiten, zu dem beide allerdings nicht 
mehr kamen.

Es war wohl nicht zuletzt auch die Sprachgewalt in Rede 
und Schrift, die Tucholsky an Fuchs beeindruckte und in der 
er sich diesem verwandt fühlte. Wenn er aber auf das Vor­
bild Fuchs verwies, so war darin oft auch von dessen Streben 
nach Gerechtigkeit, seiner Menschenliebe zugleich die Rede. 
So z. B. in Auseinandersetzung mit W. Pollacks Buch 
„Perspektive und Symbol in Philosophie und Rechtswissen­
schaft“, zu dem Tucholsky meinte: „Daß hier keine Wissen­
schaft, sondern ein Hantieren mit willkürlich erfundenen 
Begriffen vorliegt, hat uns der Freirechtler Ernst Fuchs in 
Karlsruhe bewiesen ... Unsere jungen Juristen lassen sich 
bei den Pollacks einpauken. Aber es ist zu hoffen, daß später, 
wenn sie zu einem Amt und Verstand gekommen sind, es 
Fuchs sein wird, der sie aus dem pandekteologischen Sumpf
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